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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Erhöhung der 
Kontingentsmenge des Gemeinschaftszoiikontingents für bestimmte Aaie der 
Tarifstelie ex 03.01 A II des Gemeinsamen Zoiltarifs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat mit seiner Verordnung (EWG) Nr. 
2727/72 vom 19. Dezember 1972 \) für Aale, frisch 
(lebend oder nicht lebend), gekühlt oder gefroren, 
zum Räuchern oder zum industriellen Herstellen von 
Waren der Tarifnummer 16.04 ~ nach den von den 
zuständigen Behörden festzulegenden Bedingun- 
gen der Tarifstelle ex 03.01 A II des Gemeinsa- 
men Zolltarifs, für das Jahr 1973 ein Gemeinschafts- 
zollkontingent von 5300 Tonnen eröffnet und auf die 
Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

Die Kontingentsmenge von 5300 Tonnen wurde 
unter Berücksichtigung einer für das Jahr 1973 vor- 
gesehenen fühlbaren Erhöhung der Gemeinschafts- 
produktion festgesetzt. Es hat sich jedoch erwiesen, 
daß einerseits sich diese Produktionserhöhung bis- 
her nur teilweise ausgewirkt hat und daß anderer- 
seits der Gesamtbedarf der Gemeinsdiaft an diesen 
Waren jetzt über der ursprünglich angenommenen 
Höhe liegt. Deshalb verbleibt eine auf 2800 Tonnen 
zu veranschlagende Menge, die nicht durch die Ge- 
meinschaftsproduktion gedeckt ist. Es erscheint so- 
mit angezeigt, die ursprüngliche Kontingentsmenge 
auf 8100 Tonnen zu erhöhen. Eine solche Maßnahme 
kann den Anstrengungen nicht schaden, die zur Aus- 
weitung der Gemeinschaftsproduktion unternommen 
worden sind - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/72 
vorgesehene Kontingentsmenge wird von 5300 Ton- 
nen auf 8100 Tonnen erhöht. 


Artikel 2 

1. Die den Mitgliedstaaten durch Artikel 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2727/72 zugeteilten Quoten 
werden wie folgt geändert: 

Deutschland 4300 Tonnen, 

Benelux 1900 Tonnen. 

2. Die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
2727/72 vorgesehene Gemeinschaftsreserve wird 
von 1000 Tonnen auf 1400 Tonnen erhöht. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 58 
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Begründung 


1. Der Rat hat mit seiner Verordnung (EWG) Nr. 
2727/72 vom 19. Dezember 1972 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 vom 
28. Dezember 1972) autonom für das Jahr 1973 
ein Gemeinschaftszollkontingent von 5300 Ton- 
nen für bestimmte Aale der Tarifstelle ex 03.01 
A II des Gemeinsamen Zolltarifs eröffnet und auf 
die Mitgliedstaaten aufgeteilt. 

2. Diese Aale werden in der Gemeinschaft erzeugt, 
doch reicht nichtsdestoweniger diese Produktion 
nicht aus, um den Gesamtbedarf der Gemein- 
schaft insbesondere der Verarbeiter (Räuchereien 
und Konservenfabriken) zu decken. Der Einfuhr- 
bedarf aus Drittländern ist am Ende des Jahres 
1972 sehr vorsichtig auf 5300 Tonnen für 1973 
geschätzt worden. 

3. Es hat sich jedoch inzwischen erwiesen, daß 


— die Erhöhung der Produktion in diesem Jahr 
wahrscheinlicht nicht die erwartete Menge er- 
reichen wird und 

— der Gesamtbedarf der Gemeinschaft an die- 
sen Waren gegenüber dem vorigen Jahr ge- 
stiegen ist. 

Dies wird zur Folge haben, daß die Benelux- 
Länder und Deutschland die ihnen zugeteilten 
Quoten und die Gemeinschaftsreserven vorzeitig 
ausnutzen werden. Deshalb beantragten diese 
Mitgliedstaaten eine Erhöhung ihrer Quoten. 

4. Der anliegende Verordnungsentwurf folgt die- 
sen Anträgen. Die vorgeschlagene neue Kontin- 
gentsmenge berücksichtigt aber auch die Not- 
wendigkeit, jeden Schaden für die Anstrengun- 
gen zu vermeiden, die zur Ausweitung der Ge- 
meinschaftsproduktion unternommen worden 
sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
1 Oktober 1973 - 1/4 (IV/ 1 )-680 70-E-Aa 8/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 14, September 1973 dem Elerrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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